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Mit den auf  das  Jahr  2016 angepassten -  und in der  Regel  erhöhten -  Eigenmietwerten im 
Kanton Basel-Stadt  wurden Grundeigentümerinnen und -eigentümer plötzl ich re icher  und 
ihr  f ikt ives  Einkommen aus Wohneigentum höher .  Damit  wurde die  Steuerbelastung für  die­
se  Personen te i ls  massiv höher ,  wovon Riehen aufgrund seiner  Siedlungs-  und Bevölkerungs­
s t ruktur  besonders  betroffen is t .  

Eine gewisse Anpassung war  sei tens  des  Kantons unumgänglich,  da  der  Bund einen minima­
len Eigenmietwert  von 60% der  Marktmiete  vorschreibt  und die  Eigenmietwerte  in  Basel-
Stadt  im Durchschni t t  bei  54% lagen.  

In Basel-Stadt  erfolgte  die  Erhöhung jedoch nicht  nur  bis  auf  dieses  vom Bund vorgeschrie­
bene Minimum, sondern noch wei ter .  So schreibt  der  Regierungsrat  im September  2016 in 
seiner  Stel lungnahme zur  Motion Thomas Strahm und Konsorten betreffend «Besteuerung 
des  Eigenmietwerts  ohne Berücksicht igung des  Landwerts»:  
Eigenmietwerte 63% der Marktmiete aus. " 

Diese überhöhte  Anpassung is t  aus  mehreren Gründen unfair  und unnöt ig .  Grundeigentü­
merinnen und -eigentümer gehören meistens zum Mit te ls tand und damit  zur  t ragenden 
Schicht  unserer  Gesel lschaft .  Zusätzl ich kann ein hoher  Eigenmietwert  fa ta le  Folgen für  Se­
nior innen und Senioren haben,  da diese sel ten über  ein hohes Einkommen verfügen.  Gleich­
zei t ig  s ind die  Mehreinnahmen des  Staates  ger ing (die  bz ber ichtete  am 09.01.2016 von 22 
Mil l ionen Franken Mehreinnahmen für  die  gesamte Erhöhung für  den Kanton)  und s tehen 
damit  in  keinem Verhäl tnis  zum Gesamtsteueraufkommen.  

Die Unterzeichneten beauftragen den Gemeinderat ,  gemäss §  66 der  Verfassung und §  2b 
des  Gesetzes  betreffend Ini t ia t ive und Referendum (IRG) des  Kantons Basel-Stadt  e ine un-
formulier te  Gemeindeini t ia t ive e inzureichen,  die  die  Senkung des  Eigenmietwerts  auf  das  
vom Bund vorgeschriebene Minimum verlangt .  

In  der  Vorlage,  die  der  Gemeinderat  innert  e ines  Jahres  dem Einwohnerrat  vorlegt ,  sol l  über  
die  Entwicklungen sei t  der  Überweisung ber ichtet  werden.  Der  Einwohnerrat  kann aufgrund 
der  Vorlage die  Gemeindeini t ia t ive zurückziehen.  

Riehen,  20.02.2019 
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